
Musterschreiben zum „Aussteuerungsbetrag“

Herrn
Franz Mustermann
Platz der Einheit

012345 Eising

Milliardenschweren Eingriff in die Kasse der Bundesagentur für Arbeit durch
Aussteuerungsbetrag zu Lasten aktiver Arbeitsmarktpolitik

Sehr geehrter Herr................,

nach dem Hartz IV Gesetz ist die Bundesagentur (BA) verpflichtet, dem Bund jedes
Vierteljahr einen sogenannten Aussteuerungsbetrag für jeden Arbeitslosen zu zah-
len, der in den vorangegangenen drei Monaten vom beitragsfinanzierten Arbeitslo-
sengeld I in die Fürsorgeleistung Arbeitslosengeld II abgerutscht ist. Der Betrag ent-
spricht der Jahressumme aus dem durchschnittlichen Arbeitslosengeld II, dem Sozi-
algeld für die Angehörigen und den Beiträgen zur Sozialversicherung, d.h. einer
Summe von 10 000 Euro.

Im kommenden Jahr erwartet der Bund eine Zahlung aus den Beitragseinnahmen
der Bundesagentur von 6,7 Milliarden Euro. Gleichzeitig wird der Bundeszuschuss an
die BA gekürzt. Sowohl die Zahlung des Aussteuerungsbetrages durch die BA als
auch die Kürzung des Bundeszuschusses an die BA gehen zu Lasten des Eingliede-
rungstitels. Hinzu kommen Vorbindungen aus diesem Jahr. Damit werden nur noch
sehr geringe Mittel für neue Maßnamen im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
nach dem SGB III übrig bleiben.

Gleichzeitig führt die Regelung dazu, dass die BA nur noch die Arbeitslosengeld I
Empfänger in Maßnahmen schicken wird, bei denen sie überzeugt ist, dass sie nicht
in den Bezug von Arbeitslosengeld II kommen. Ansonsten würde die BA eine Maß-
nahme bezahlen und gleichzeitig für den Arbeitslosen den Aussteuerungsbetrag.
Dies –hat der Gesetzgeber m. E. nicht gewollt, ist aber eine Konsequenz des bei der
BA eingekehrten „betriebswirtschaftlichen“ Denkens.

Die Auswirkungen dieser Politik im Weiterbildungssektor trifft sowohl die Erwerbslo-
sen als auch die Weiterbildungsträger und deren Beschäftigte. Allein in meiner Nie-
derlassung/Unternehmen sind in den beiden letzten Jahren ............. Stel-
len/Arbeitsplätze abgebaut worden.

Ich bin überzeugt, dass Ihre Partei sich weiterhin dem Ziel der aktiven Arbeitsmarkt-
politik verpflichtet fühlt und habe die Bitte, dafür ausreichend Mittel zur Verfügung zu
stellen und den Widerspruch zum Aussteuerungsbetrag aufzulösen.

Mit freundlichen Grüßen


